
""'d uu~;; ucMcuL muL aer 1\.0nterenz der 
kantonalen Gesundheitsdirektoren 
(GDK) die Gefahr, dass die Spitäler bei 
der Weiterbildung ihrer Assistenzärzte 
sparen. Diese wird .nicht via Fallpau­
schalen durch die Versicherer bezahlt, 
viele Kantone sind aber auch nicht mehr · 
bereit, ein ·durch Weiterbildungskosten 
entstandenes Defizit zu decken. «Der 
Kostendruck nimmt stetig z;u», sagt 
GDK-Zentralsekretär MichaeJ Jordi. 

In Genf 90 000 Franken 

Grass sind entsprechend die Unter­
schiede bei der Unterstützung der aus­
bildenden Spitäler durch die Kantone. 
Während siCh die Genfer mit bis zu 
9d 000: Franken pro Assistenzarzt und 
Jahr grasszügig zeigen, knausern die 
Berner. ·Wegen der angespannten Fi­
nanzlage strich der Kanton die Beiträge 
radikal von qis zu 60 000 Franken im 
Jahr 2012 auf nun 10 000 Franken zu­
sammen. Laut einer Schätzung des Bun­
desamtes für Statistik wendet ein Unic 
spita~ jedoch durchschnittlich pro Jahr 
und Assistenzarzt 56 000 Franken für 
die Ausbildung auf. . . 

Die GDK hat sich zum Ziel.gesetzt, 
schweizweit eine gewisse Harillonisie­
rung zu erreichen, das Resultat liegt nun 

Die finanzielle Unterstützung der ausbildenden Spitäler durch die Kantone variiert stark- dies soll sich nun ändern. ADRIAN BAER 1 f.Jzz 

· vor .. Es ist der ldeinste gemeinsame 
Nenner: Mindestens 15 000 Franken 
sollen die Kantone künftig pro Assis­
tenzarzt an die Spitäler überweisen. 
Von einer ursprünglich augedachten 
Differenzierung nach Spitaltyp - 24 000 
Franken pro Kopf für Unispitäler, 
18 000 Franken für grosse Zentrunis­
spitäler- hat sich die GDK damit verab­
schiedet. An einem anderen Punkt hält 
sie jedoch fest:· Ein mit 15 Millionen 
Franken gefüllter Ausgleichstopf soll 
dafür sorgen, dass jene Ki!ntone, die 
überproportional viele Ärzte weiterbil­
den,teilw{(ise dafür entschädigt werden. 

Am meisten vom Ausgleich profitie-' 
ren Basel und die Waadt. Zweitgrösster 

. Zahler wäre Schwyz - doch zusammen 
mit Nidwalden weigern sich die Schwy­
zer, neben dem Finanzausgleich weitere 
Transferzahlungen zu leisten. Die Ver­
einbarung wird trotzdem in Kraft tre- . 
ten, wenn das Quorum von 18 beigetre­
tenen Kantonen erreicht wird. Gegen­
üper den unwilligen Kantonen gebe es 
keine direkten Sanktionsmöglichkeiten, 

so Michael Jordi. Aber die GDK schafft 
Anreize: Für junge Schwyzer oder Nid­
waldner Mediziner, die llJ. anderenKan­
toneil ausgebildet werden, gibt es keine 
Zuschüsse.· Jordi hofft, dass sich da­
du,rch die Kantone bewegen lassen, der 
Vereinbarung ~eiz.utreten. «Sonst ver- .· 
schlechtem sie die Aussichten ihres 
eigenen Arzte-Nachwuchses.» 

Ärzte wollen mehr 

Weiner Bauer, Präsident des Schweiie-
. rischen Instituts für ärztliche Weiter­
und Fortbildung (SIWF), zeigt sich froh, 
dass nach den jahrelangen Diskussionen 
nun eine tragfähige Lösung auf dem . 
Tisch liegt - «auch wenn es ·nur eine 
Minimallösung ist». Die Verantwort­
lichen der weiterbildenden Spitäler hät­
ten sich immer wieder bei ihm beklagt, 
so Bauer. «Oft betreiben sk;die Nach-. 
WUchsförderung aus :reinem Idealismus, 

. die Entschädigung für die SpiÜiler ist 
und bleibt völlig inadäquat.» Das SIWF 
werde s~ch nun direkt bei den Kantonen 

dafür einsetzen, dass sie die Weiterbil­
dungsstätten grasszügiger unterstützten. 

Parallel zu den Bemühungen der 
GDK wurde auch BDP-Nationafrat Lo­
renz Hess tätig. Im September reichte er 

. eine Motion ein, die vom Bundesrat 
ebenfalls eine schweizweit einheitliche 
Vorgehensweise fordert. Der Berner 
befürchtet, dass sich der Fachkräfte­
mangel in der Medizin weiter verschärft 
und «die Versorgungssicherheit ,nicht 
mehr sichergestellt werden kann». Hess 
hat sich die Unterstützung von Gesund­
heitspolitikern aus allen Fraktionen ge­
sichert. Dennoch empfahl der Bundes­
rat den Vorstoss an seiner 1etzten Sit­
zung zur Ablehnung. Er verwies dabei 
auch auf die Bemühungen der Kantone, 
auf dem Konkordatsweg eine Lösung zu 
finden. Aus Sicht von Hess sind die so 
vereinbarten 15 000 Franken ein sehr 
geringer Beitrag. Dennoch überlegt er 
sich nun, die Motion zurückzuziehen. 
«Es muss ja nicht alles aus dem Bundes­
haus verordnet werden, wenn es auch 
anders geht.» 

lungsverbot über hunderttausend Fran­
ken dieser Gegenvariante vorzogen. 

Bei einigen mögen taktische Über­
legungen eine Rolle gespielt haben -
zum Beispiel die Hoffnung, dass das 
Parlament am Ende hier lieber gar 
keine neuen Regeln beschliesst als das 
unbeliebte Barzahlungsverbot Doch 
mindestens in der Konunissiori kam es 
nicht dazu: Gegenüber der Variante 
Nichtstun behielt die Variante Barzah­
lungsverbot schliesslich überraschend 
klar die Oberhand. Restlos erklärbar 
ist die Thrnübung der Kanunission 
auch für Beteiligte nicht. 

Immerhin hat der Nationalrat in die­
sem Punkt heute Mittwoch noch Spiel­
räume, denn es ,werden Anträge für. 
diverse Varianten zur Debatte .stehen: 
generelles Barzahlungsverbot über hun­
derttausend Franken, Sorgfaltspflichten 
für Händler über diesem Schwellenwert 
sOwie Nichtstun. Ange~ichts der ldaren 
Mehrheitsverhältnisse im. Ständerat 
dürfte spätestens in der Einigungsko.nfe" 
reilz die Variante mit den ' Sorgfalts­
pflichten die besten Chancen haben. 
Konunt es zur Einigungskonferenz, soll 
der Antrag der Konferenz noch heute 
Mittwoch bzw. · am Donnerstag beiden 

· Räten vorgelegt werden. Lehnt dann 
nur eine der beiden Kammern den An­
trag ab, ist die ganze Vorlage gestorben. 

Reformen und Ressourcen müssen ein Tandem bilden 

Sind Lehrerinnen und Lehrer 
zufrieden mit ihrem Beruf? Zum 
v!erten Mal hat der Lehrerver­
band seinen Mitgliedern diese 
Frage gestellt. Si~ ist differen­
zielt zu beantworten. 

Michael Schoenenberger 

Unter den Faktoren,. die wirksamen 
Unterricht ausmachen, steht die intrin­
sische Motivation von Lehrpersonen 
ganz oben auf der Liste~ Wie ·leidenc 
schaftlieh und mit wie viel Herzblut 
Lehrerinnen und Lehrer vor die Klasse 
treten, ist. entscheidend - nicht nur für 
den Lernerfolg der Sprösslinge, sondern 
auch dafür, welche Einstellung diese 
ganz grundsätzlich zu ihrem späteren 
Berufsalltag entwickeln. Der Eruierung 
der Berufszufriedenheit kommt in die.­
sem Kontext hohe Bedeutung zu. Der 
Dachverband der Lehrpersonen (LCH) 
hat diese Frage zum vierten Mal seit 

·1990 untersuchen lassen und die Resul­
tate am Dienstag in Zürich präsentiert. 
Auf einer Skala von I' bis 6liegt die Ge­
samtzufriedenheit bei einem tiefen, 

. knapp genügenden Wert: bei 4,3. 
Zunächst zum Positiven. Die ~ög­

lichkeit, das Arbeitspensum entspre­
chend den. eigenen Wünschen festiu-

Neue Untersuchung zeigt eine teilweise hohe Unzufriedenheit bei Deutschschweizer. Lehrpersonen 

legen, ~ird allgemein geschätzt. Eine 
überdurchschnittliche Zufriedenheit 
machte der Sozialforscher Charles Lan­
dert, der über 15 000 Online-Frage­
bögen ausgewertet hat, sodann in jenen 
Teilbereichen aus, die sich auf den 
direkten Umgang mit Kindern oder 
Menschen beziehen (vgl. Grafik). Keine 
schlechte Zufriedenheit herrscht· beim 
Kerngeschä'tt, dem Unterrichten. Auch 

. nicht so schlecht bestellt ist es bei dem 
von Schülern entgegengebrachten Re­
spekt, der Vermittlung von Werten und 
der Sicherstellung der Disziplin. Dazu 
passt, dass 82 Prozent der Befragten 
ihren Beruf .wieder ergreifen würden. 
Landert streicht aber heraus; dass nur in 
7 von 68 Aspekten eine Zufriedenheit 
von 5 oder mehr erzielt wurde. 

Alarmzeichen 

Unzuflieden ist der Lehrerstand mit 
dem Lohn, den Perspektiven und vor 
allem mit Inhalt und Umsetzung von 
Reformen. fS gibt hier zwar kantonale 
Unterschiede, aber die Durchschnitts­
werte sprechen eine überaus klare Spra­
che. Bei den Reformen resultieren un­
genügende Noten sowohl für die inhalt­
liche Ausrichtung, die seriöse Umset­
zung im Schulwesen, für die Steuerung 
.durch die Kantone wie für die zu­
erkannten Ressourcen, etwa Personal, · 

Zeit, Know-how und Finanzen. Beim 
~ohn liegt der Zufriedenheitswert bei 
einer 4. Die Altersvorsorge, die Lohn­
entwicklung und die Abgeltung von be­
sonderen Funktionen werden indes als 
ungenügend .bewertet «Als Bildungs­
direktor», sagte LCH-Zentralsekretärin 
Franziska Peterhans, «würde ich solche 
Werte als Alarmzeichen nehmen.» 

Auch wenn es den Anschein macht, 
dass die Lehrpersonen von Reformen 

die Nase gestrichen voll haben, bewer­
ten sie einzel,ne zurückliegende Neue­
rungen durchaus positiv. Beispielsweise 
ist die Zufriedenheit mit den eingeführ­
ten Schulleitungen insgesamt genügend 
bis gut. Das sei nur scheinbar ein Wider­
spruch, hiess es an der Medienkonfe~ 
renz. LCH-Zentralpräsidi:mt Beat 
W. Zemp fokussierte auf die Ressour­
cen und sagte: «Als Bergführer können 
sie im Winter nicht mit Thrnschuhen 
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aufs Matterhorn und eine Gruppe mit­
nehmen, in der Spitzensportler und be­
hinderte Menschen gleichzeitig mitlau­
fen.» So müssen Reformen und Res­
sourcen aus Sicht des Verbands zwin­
gend ein Tandem bilden, was auch für 
die nächste grosse Reform, den Lehr­
plan 21, zu gelten habe. 

Auswege aus Überlastung 

In der Mehrheit sind die Lehrpersonen' 
mit der Balance zwischen Arbeits- und 
Erholungszeit unzufrieden. Sie sind 
überlastet. Laut dem LCH reduzieren 
viele Lehrpersonen ihr Arbeitspensum 
freiwillig, um den Anforderungen des 
Berufs überhaupt gerecht werden zu 
können. Die zahlreichen Teilzeitpensen 
rühren folglich nicht nur daher, dass 
viele Frauen den Beruf ausüben, die 
gleichzeitig Verpflichtungen in der eige­
nen Familie übernehmen. Sie sind auch 
sichtbares Zeichen individueller Strate­
gien, wie der Beruf bewältigt werden 

·kann. So werde verschleiert, schreibt 
der LCH, dass ein Vollpensum in der 
Schule dauerhaft oft nicht mehr zu leis­
ten sei. Handlungsbedarf sieht der LCH 
deshalb beim Pflichtpensum, das für 
Lehrer auf 26, für Klassenlehrer auf 24 
Lektionen reduziert werden solle. Das 
sei im internationalen Vergleich noch 
inuner viel, betonte Zen;tP· 
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